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Sehr geehrter Herr Gesswein,  
 
bitte leiten Sie die nachfolgend aufgeführte Anfrage, mit der Bitte um Beantwortung, an den 
Oberbürgermeister Herrn Nico Klose, weiter. Die erbetenen Informationen sind für unsere 
Fraktion bedeutsam.  
Hilfsweise bitte ich Sie um weitere Behandlung dieser Anfrage durch Einleitung eines 
entsprechenden Verfahrens.  
Gemäß § 71 Abs. 4 KV M-V kann eine Fraktion oder ein Viertel aller Mitglieder die Einholung 
einer solchen Gesellschafterinformation bewirken.  
 
Für Ihre Mühe danke ich Ihnen. 
 
gez. i.A. Holger Hanson 
Dr. Roman Kubetschek 
 

 

Cyberangriff auf die IT-Systeme der Neubrandenburger Wohnungsgesellschaft 

Gemäß § 28 Abs. 2 der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern ist die Stadtvertretung 

über alle wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Der 

jüngst bekannt gewordene Cyberangriff auf die IT-Systeme der Neubrandenburger 

Wohnungsgesellschaft (neuwoges) stellt nach allgemeiner kommunalrechtlicher Bewertung einen 

sicherheitsrelevanten und außergewöhnlichen Vorgang dar, der sowohl datenschutzrechtliche als 

auch wirtschaftliche Auswirkungen auf ein kommunales Unternehmen hat. 

Der Oberbürgermeister wird gebeten darüber Auskunft zu erteilen, aus welchen Erwägungen eine 

Information durch ihn selbst und die verantwortlichen Fachbereiche der Stadtverwaltung, an die 

Stadtvertretung bislang unterblieben ist. 

Der Oberbürgermeister wird gebeten darüber Auskunft zu erteilen, aus welchen Erwägungen eine 

Information durch die Geschäftsführung der Neubrandenburger Wohnungsgesellschaft mbH 

(neuwoges), an die Stadtvertretung bislang unterblieben ist. 

 

Der Oberbürgermeister wird gebeten darüber Auskunft zu erteilen, ob er selbst, und/oder 

Fachbereiche der Stadtverwaltung, bereits am 18.06.2026, bei der Durchführung der Sitzung der 

Stadtvertretung, über direkte Informationen durch die Geschäftsführung, zu dem Angriff auf die 

Cybersysteme der neuwoges verfügten. 

Der Oberbürgermeister wird gebeten, allen Mitgliedern der Stadtvertretung den bislang in dieser Sache 

zwischen der neuwoges und dem Oberbürgermeister geführten Schriftwechsel, über das 

Ratsinformationssystem, zugänglich zu machen. 

 

Nach allen, bislang nur öffentlich verfügbaren Medienberichten ist folgendes bekannt: 

Die verfügbaren Quellen zeigen ausschließlich Presseinformationen, öffentliche Stellungnahmen der 

Neuwoges und die Meldung an die Datenschutzbehörde, jedoch keinerlei politische Unterrichtung der 

Stadtvertretung. 

  



Der Oberbürgermeister hat, in der Sitzung der Stadtvertretung am 18.06.2026, unter dem 

Tagesordnungspunkt TOP 5 Bericht des Oberbürgermeisters über wichtige Angelegenheiten der Stadt, 

Vorlage: INF/VIII/0110, hinsichtlich einer weiteren Nachfrage von Ratsherrn Dr. Kubetschek bezüglich 

des DatenVorfalls bei der NEUWOGES, auf die Gesellschaft als Ansprechpartnerin verwiesen. Der zu 

diesem Zeitpunkt der Sitzung ebenfalls anwesende Geschäftsführer der neuwoges, Frank Benischke, hat 

sich nicht zu Wort gemeldet. 

 

1. Öffentliche Kommunikation der Neuwoges 

 

- Die Neuwoges hat den Angriff am 5. Juni 2026 öffentlich bestätigt und technische Details sowie 

Vorsichtsmaßnahmen veröffentlicht. 

- Am 9. Juni 2026 folgten weitere Informationen über die laufende Analyse und die geplante Information 

betroffener Personen und Behörden. 

- Am 16./17. Juni 2026 gab es einen ausführlichen Pressetermin der Geschäftsführung. 

 

2. Formelle Meldungen 

 

- Die Neuwoges hat den Vorfall gemäß Art. 33 DSGVO an den Landesda-tenschutzbeauftragten MV 

gemeldet. 

 

3. Information der Stadtvertretung 

 

In keiner der Quellen findet sich ein Hinweis darauf, dass: 

- die Geschäftsführung der Neuwoges die Stadtvertretung offiziell informiert hat, 

- der Oberbürgermeister eine Unterrichtung der Stadtvertretung vorgenommen hat, 

- eine Sondersitzung, Mitteilungsvorlage, Eilinformation oder Bericht im politischen Raum 

erfolgt ist, 

- durch die Mitglieder des Aufsichtsrates der neuwoges, in der Sitzung der Stadtvertretung am 

18.06.2026 Informationen vorgetragen worden sind, 

 

Die öffentliche, inoffizielle Berichterstattung konzentriert sich ausschließlich auf: 

- technische Maßnahmen, 

- Auswirkungen auf Mieter und Tochtergesellschaften, 

- die Kommunikation mit Polizei, Datenschutzbehörde und Öffentlichkeit. 



Begründung: 

Es besteht eine Verpflichtung zur Unterrichtung der Stadtvertretung, wenn ein kommunales 

Unternehmen wie die neuwoges einen sicherheitsrelevanten Vorfall (z. B. Cyberangriff) erleidet. 

Diese Pflicht ergibt sich nicht allein aus der Kommunalverfassung MV, sondern aus drei Rechtsquellen, 

die zusammen eine klare Informationspflicht erzeugen. Die Pflicht zur Unterrichtung der 

Stadtvertretung ergibt sich aus: 

1. § 28 Abs. 2 KV M-V: der Oberbürgermeister muss über wichtige Angelegenheiten 

informieren. 

2. §49 GmbHG: Geschäftsführung muss außergewöhnliche Vorgänge melden. 

3. Kommunale Beteiligungsrichtlinien / Gesellschaftsvertrag: der Aufsichtsrat muss die 

Stadtvertretung informieren. 

 

Ein Cyberangriff ist ein außergewöhnlicher Vorgang, der: 

− die IT-Sicherheit, 

− die Geschäftsfähigkeit, 

− die Datenintegrität, 

− die wirtschaftliche Lage  

− und die Haftungsrisiken 

einer GmbH unmittelbar betrifft. 

 

Damit ist die Information, möglicherweise auch die Einberufung der Gesellschafterversammlung 

zwingend erforderlich. 

 

§ 28 Abs. 2 KV M-V verpflichtet den Oberbürgermeister, die Stadtvertretung rechtzeitig und umfassend 

über alle wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde zu informieren. 

 

Juristische Grundlagen: 

− Die Unterrichtungspflicht ist umfassend: Der Oberbürgermeister muss vollständige, 

 sachlich zutreffende und nicht selektive Informationen bereitstellen, 

− Die Unterrichtungspflicht verlangt Rechtzeitigkeit: Die Information muss 

erfolgen, sobald ein Vorgang für die Gemeinde bedeutsam wird, nicht erst 

nach Abschluss interner Prüfungen, 

 

Unterrichtungspflicht umfasst alle wichtigen Angelegenheiten: Dazu gehören auch Vorgänge in 

kommunalen Unternehmen, wenn sie die Gemeinde betreffen. 

 

Ein Cyberangriff auf die neuwoges ist eine wichtige Angelegenheit der Gemeinde, weil: 

− die neuwoges eine kommunale GmbH ist, 

personenbezogene Daten von Bürgerinnen und Bürgern betroffen sein  können, 

− die Funktionsfähigkeit eines städtischen Unternehmens beeinträchtigt wurde, 



− finanzielle und haftungsrechtliche Risiken bestehen,  

− die öffentliche Wahrnehmung der Stadt betroffen ist.  

 

Damit ist § 28 Abs. 2 KV M-V zweifelsfrei einschlägig. 

 

Organpflicht des Oberbürgermeisters 

Die Unterrichtungspflicht ist eine Organpflicht des Oberbürgermeisters. Sie dient der demokratischen 

Kontrolle und der Funktionsfähigkeit der kommunalen Selbstverwaltung. 

 

Juristische Konsequenz: 

Wenn der Oberbürgermeister Kenntnis von einem sicherheitsrelevanten Vorfall hat, muss er die 

Stadtvertretung proaktiv informieren. Ein Abwarten oder Zurückhalten von Informationen ist mit § 28 Abs. 2 

KV M-V nicht vereinbar. 

 

Kommunale Unternehmen sind Teil der „Angelegenheiten der Gemeinde"  

 

Die Rechtsprechung und kommunalrechtliche Literatur sind hier eindeutig: 

Vorgänge in kommunalen Unternehmen sind Angelegenheiten der Gemeinde, wenn sie die Gemeinde 

betreffen oder berühren. 

Ein Cyberangriff auf die neuwoges betrifft: 

− die Leistungsfähigkeit eines kommunalen Unternehmens, 

− die Sicherheit kommunaler IT-Infrastruktur, 

− die Daten von Bürgerinnen und Bürgern, 

− die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft,  

− die Reputation der Stadt. 

Damit besteht eine Unterrichtungspflicht, selbst wenn der Angriff formal „nur" die GmbH 

betrifft. 

 

Zu §49 GmbHG und kommunalen Beteiligungsrichtlinien 

Auch wenn §49 GmbHG die Einberufung der Gesellschafterversammlung regelt, ergibt sich 

daraus eine mittelbare Informationskette: 

1. Die Geschäftsführung muss die Gesellschafterversammlung einberufen, wenn ein 

außergewöhnlicher Vorgang eintritt. 

2. Die Stadt ist Gesellschafterin der Oberbürgermeister ist der Gesetzliche Vertreter in 

der Gesellschafterversammlung. 

3. Der Oberbürgermeister erhält dadurch Kenntnis. 

4. Der Oberbürgermeister muss die Stadtvertretung nach § 28 Abs. 2 KV M-V informieren. 

 

Die Kommunalen Beteiligungsrichtlinien verstärken diese Pflicht ausdrücklich. 

 



Wegen der hohen, öffentlichen Bedeutung wird um eine Beantwortung innerhalb der gültigen 

Fristen gebeten. 

 

Der guten Ordnung wegen setzen wir Sie darüber in Kenntnis, dass wir zur Zeit prüfen, den 

Sachverhalt an die Kommunalaufsicht M-V, zur rechtlichen Beurteilung, zu übermitteln. Das 

Ergebnis unserer Prüfung wird im Wesentlichen durch Ihre Beantwortung unserer Anfragen geprägt 

sein. 

 

Weiterhin teilen wir Ihnen mit, dass wir unsere Anfrage, in Form einer Presseinformation, an 

die Medien übermittelt haben. 

 

Für Ihre Mühe danken wir Ihnen. 

 

Freundliche Grüße, 

Holger Hanson 

Mitglied der Fraktion 

 










